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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 280 November 1967 durch

Senatspräsident '- s t e n g e 1

.‚
— Vorsitzender _?

Bundesrichter P e t e r s e n
Bundesrichter - Bros c h w a n k h a r t

Bundessozialrichter Dr; A n k e n b r a n k

Bundessozialrichterin Dr‘) K a y s e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 220 Juni

1967 aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesén°
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Der Ehemann der Klägerin leistete als Volksdeutscher bei

der Heimatwache der deutschen Volksgruppe in Ruma

(Jugoslawien) 1943/1944 Diensto Außerdem wurde er 1944/

45 noch kurze Zeit beim Volkssturm in Österreich einge—

setztn Er ist am 160 Dezember 1962 gestorben„ Die Klä—

gerin begehrt als seine Witwe und Rechtsnachfolgerin Be—

schädigtenrente vom Beginn des Antragsmonats (10 Mai

1955) bis zum Ende des Todesmonats (510 Dezember 1962)0

Streitig ist9 ob der Verstorbene militärähnlichen Dienst

(@ 1 Abs() 1 des Bundesversorgungsgesetzes —BVG—)oder
nur polizeilichen Hilfsdienst in der Stadt Ruma ge—

leistet hato Streitig ist weiter? ob durch diesen Dienstl

bei ihm ein Kniegelenkleiden rechts verursacht oder doch

nachhaltig in rentenberechtigcndem Grad verschlimmert

worden ist()

_Das Vérsorgungsamt (VersorgA) Karlsruhe lehnte mit B——

scheid vom 140 November 1956 den Versorgungsantrag des

Beschädigten ab‚ der Widerspruch hatte keinen hrfolg

(Bescheid vom 4„ Februar 1958)„ Das Sozialgericht (SG)

Ka*lsruhe hat die Klage mit Urteil vom 290 September
1964 als unbegründet abgewiesenc Es hat militärähnlichen

Dienst im Sinne des @3 BVG unterstellt‚ es aber —ge—
stützt auf das versorgungsärztliche Gutachten des Chirur—

gen Dr° Bit; vom 250 Juli 1956 und das chirurgische

Gutachten des Facharztes Dozent Dr() '233 vom 170 Januar

1961 — für unwahrscheinlich gehalten9 daß die Kniege—

lenksarthrose des Beschädigten durch den militärähnlichen

Dienst hervorgerufen oder verschlimmert werden sei„ Das

G hat sich aber auch teilweise auf das im übrigen demS

Beschädigten günstige Gutachten des Orthopäden Dr„

Sch; ''''' n.vom 200 Dezember 1961 gestützt9 der einen

Bruch im Kniegelenk ausgeschlossen und eine leichte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


._3_

Bänderverletzung nicht für ausreichend gehalten hat, um

eine so starke Arthrosis deformans hervorzurufen° Das

Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil_vom 22„ Juni 1967
die Berufung der Klägerin als unbegründet zurückgewiesen°

Es hat nach den Angaben des Beschädigten den in der Hei-

matwehr (Ortsschutz) geleisteten Dienst auf die Zeit von

1943 und 1944 begrenzt? aber nicht abschließend festge—

stellt, ob der geleistete Dienst militärähnlichen Charak—

ter gehabt habeo Vielmehr hat es den‘ursächlichen Zusammen:

hang im Sinne der Entstehung wie im Sinne der richtungge—

benden und noch anhaltenden Verschlimmerung mit dem Gut—
achten des Chirurgen Dozent Dr„ ’:I: vom 170 Januar 1961/

26° Juli 1962) deshalb abgelehnt9 weil es‚ auch wenn der
Beschädigte einmal auf das Knie gestürzt sein sollte? in

Übereinstimmung mit dem Sachvérständigen Dr° K::::nur eine_

vorübergehende Verschlimmerung für wehrdienstbedingt gehal—

ten hato Das DSGhat die Revision nicht zugelassene

Gegen das am 140 Juli 1967 zugestellte Urteil legte die

Klägerin mit dem am 100 August 1967 eingegangenen Schrift—

satz vom 90 August 1967 Revision mit dem Antrag ein? wie

folgt zu erkennen:

1) die Urteile der Vorinstanzen vom 220 Juni 1967‚

und 29„ September 1964 werden aufgehoben,

2) der Bescheid des VersorgA Karlsruhe vom 140
November 1956 und der Widerspruchsbescheid vom

43 Februar 1958 werden aufgehoben(}

3) der Beklagte wird verurteilt, der Klägerin bis
1962 Versorgung nach einer MdB von 40 V°Ha zu
gewähren„ ' ' '

Die Klägerin rügt‚ das LSG habe gegen die Saehaufklärungs—

pflicht insofern verstoßen, als es kein weiteres Gutachten

(Obergutachten) eingeholt habe„ Das dem Beschädigten gun?

stige Gutachten des Orthopäden5Dr° Sehr:z:1 '''' sei dem Gut—
1
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achten des Chirurgen Dro K::zn dem das LSG gefolgt ist?

vorrangig° Ohne ein Obergutachten hätte das LSG die

medizinische Seite des Sachverhalts nicht selbst prüfen

und würdigen dürfeno Auch die Beweiswdrdigung des LSG

sei mangelhafto Die Feststellung des LSG, daß die Heimat—

wache nicht für Zwecke der Wehrmacht eingesetzt worden

sei (@ 3 Abs° 1 Buchstabe b BVG)9 verstoße gegen allge—
meine Erfahrungssätze° Die Angehörigen des Heimat—

schutzes hätten unter militärischen Strafrecht gestanden9

sie hätten gegen die Verbände der Tito—Armee erfolgreich

gekämpfto '

Der Beklagte beantragt?

die Revision der Klägerin als unzulässig

zu verwerfen„

Das LSG habe weder seine Sachaufklürungspflicht noch das

Beweiswürdigungsrecht verletzt0

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung schriftlich zugestimmt (@ 124 Abs° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

Die Revision der Klägerin ist form— und fristgerecht einge_

legt und begründet worden (@ 164 SGG)„

Sie ist zulässig, weil ein wesentlicher Mangeldes Ver—
fahrens im Sinne des 5 162 Abso 1 Nr° 2 SGG gerügt wird

und auch vorliegt (BSG 15‚ 150)„ Das Rechtsmittel ist

auch begründet; denn es ist nicht auszuschließen‚ daß

die Entscheidung anders hätte ausfallen können? wenn

der Mangel nicht gegeben wäreo

Dach @ 128 SGG entscheidet das Gericht nach seiner freien

aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Über-

zeugung„ Das Gericht hat in seinem Urteil die Gründe an—
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gegeben‚ die für die richterliche Über2eugung leitend ge—

wesen sindo Für die Entscheidung des LSG im vorliegenden

Falle war das chirurgische Gutachten des Facharztes Dozent

Dr° K:x: vom 170 Januar 1961 und dessen Ergänzungsgutachten

vom 260 Juli 1962 maßgebend. Bei mehreren voneinander abwei—

chenden medizinischen Auffassungen ist es dem Gericht er—

laubt‚ dem Gutachten seiner Wahl zu folgen; es genügt‚

wenn es sich mit dem abweichenden Gutachten auseinander-

setzt° Das hat das LSG in ausreichendem Maße getan und daher

insoweit nicht gegen das Beweiswürdigungsrecht verstoßen

(SozRsee @128 mr„ 2 und Nr„ 53)„ Auch in der Beurteilung
des sachlichen Rechts hat es nicht gegen Erfahrungssätze

des täglichen Lebens verstoßen; denn wie die Revision selbst

einräumt, hat sich das LSG über die Art des Heimatschutz—

dienstes als militärähnlicher Dienst nicht abschließend ge—

äußert° Es kann also darauf seine negative Entscheidung nicht

gestützt haben° @ 128 SGG ist somit nicht verletzt(}

Dagegen hält die Revision die Aufklärung der medizinischen
Seite des Sachverhalts mit Recht nicht für ausreichendo Es

liegen zWar fachärztliche Gutachten vor? welche die Zusammen—

hangsfrage uneingeschränkt verneint haben‚ nämlich das ver-

sorgungsärztliche Gutachten des Dr° B:IL vom 230 Juli 1956

und die bereits erwähnten fachärztlichen Gutachten des Chirur—

gen Dozent Dr° :3:° Dagegen läßt der Beweisbeschluß‚ welcher

zu dem Gutachten des Dr„ K;::'geführt hat, nicht deutlich er—
kennen, von welchem Zeitraum des als militärähnlichen Dienstes

unterstellten Heimatschutzdienstes an
der Sachverständige

für seine medizinische Beurteilung ausgehen sollte° Der Be—

schädigte hat an einer Arthrosis deformans des rechten Knie—

gelenks gelitten; diese war im Oktober 1944 (Gesundheitsbe—
scheinigung vom 120 Oktober 1944) deutlich ausgeprägt und

weit fortgeschritten„ Für die ätiologische Beurteilung des
Zusammenhahgs ist daher bedeutsam, ob dieser Erkrankung ein

langer und strapaziöser Dienst vorhergegangen ist, wobei nicht

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


46...

nur ein gelegentlicher Sturz9 sondern auch Erkältungen

und die zusätzliche Berufsausübung tagsüber als belastend

berücksichtigt werden müsseno'Das LSG hat wohl in seiner

Entscheidung Dienstleistungen in den Jahren 1943 und 1944

festgestellt? aber diese Feststellung ist erst nach Er—

stattung der ärztlichen Gutachten getroffen wordeno Die

Angaben des Beschädigten über den Wach— und Kontroll—

dienst schwanken zwischen 1941 und 1944‚ sie lassen einen

Zeitraum von 1 1/2 und von 4 Jahren zu„ Bei dieser er—

heblichen Differenz der belastenden Einwirkung auf das

Kniegelenk hatten die Sachverständigen keine sichere Grund—

lage zur Beurteilung der Frage? ob diese Belastungen mit

Wahrscheinliehkeit die Arthrosis hervorgerufen oder eine

schon bestehende Arthrosis nachhaltig ungünstig und daher

verschlimmernd beeinflußt haben„ Auch ein etwaiger Anteil

der MdB der festgestellten Arthrosis deformans kann sich

nach der Dauer der Belastung richteno Um also zu einer

zuverlässigen ärztlichen Beurteilung der Zusammenhangs—

frage hinsichtlich der festgestellten Arthrosis deformans

zu gelangen9 war es unerläßlich7 dem ärztlichen Gutachter

als Voraussetzung für seine Beurteilung mitzuteilen, von

welcher Belastungszeit er auszugehen habe; selbst wenn

diese Zeit auch noch nicht als militärähnliche Dienstzeit

anerkannt worden ist„ Auf diesen Mangel haben auch beide

Beteiligte hingewiesen° So hat die Klägerin mit Schrift-

satz vom 290 Mai 1965v0rgeschlagen7 ein Aktcngutachten

der Medizinischen Klinik in Heidelberg einzuholen„ Der

Beklagte hat mit Schriftsatz vom 140 Juli 1965 ebenfalls

die Einholung eines orthopädischen Fachgutachtens im vor—

liegenden Fall für zweckdienlich gehalten; dabei hat er

darauf hingewiesen, daß vorher die Dienstzeit des Ver—

storbenen zu klären sei„ Mit Schriftsatz vom 180 Juni

1965 hat der Beklagte erneut deutlich gemacht, daß er der

Forderung nach einem Obergutachten durch einen Orthopäden

nicht entgegentrete‚ daß aber vor dieser Begutachtung

"die Tatfrage geklärt werden sollte9 ob ein schädigendes

Ereignis
aooao anzunehmen ist und welcher Zeitpunkt

als Diensteintritt zum Volkssturm bzw„ welche Zeit als

entschädigungspflichtig zu gelten hat“() Das LSG hat wohl

_ 7 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_7_

in der Folge durch das Südost—lnstitut in München (Gut—

achten vom 22. Oktober 1965) eine Klärung der Tatfragc
versucht. Es hat aber diese Sachaufklärung nicht mehr
fortgesetzt und auch nicht mehr eine Medizinische oder

Orthopädische Klinik zu der Beurteilung der Zusammen—

hangsfrage herangezogen. Da die Beteiligten Anspruch auf

eine erschöpfende Sachaufklärvng haben (@ 103 SGG),

greift die Rüge der Revision durch, wonach die Sachauf—

klärung unvollständig sei. Da damit ein wesentlicher
Mangel in der Sachaufkldrung festgestellt worden ist,

kommt es nicht mehr darauf an, ob dem LSG noch in anderer

Hinsicht ein Verfahrensmangel unterlaufen ist. Wegen des

gerügten und vorhandenen Verfahrensmangels war das enge-

fochtene Urteil aufzuheben. Da es auf den noch aufzuklären—

vdcn Teil des Sachverhalts, nämlich die Feststellung des

schädigenden Ereignisses und der Dienstzeit und die medi-

zinische Beurteilung der Zusammenhangsfrage auf dieser Grund—

lage, wesentlich ankommt, konnte das Revisionsgericht nicht

in der Sache selbst entscheiden. Der Rechtsstreit war daher

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

zuvcrweisen (@ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit abschlies—

senden Entscheidung vorbehalten° ’
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